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Bericht und Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur dritten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1973; hier: Einzelplan 60 

— Allgemeine Finanzverwaltung — Drucksachen 7/250 Anlage, 

7/599, 7/747 - 

— Drucksache 7/848 — 

A. Problem 

Die Bundesregierung wird aufgefordert zu berichten, welche 
Aufwendungen den Bürgern der Bundesrepublik entstanden 
sind, nachdem ab 1. Juli 1973 die Erstattung der Visagebühren 
fortgefallen ist (Ziffer 1 des Entschließungsantrags). 

Weiterhin ist die Bundesregierung aufgefordert zu prüfen, in- 
wieweit die Möglichkeit besteht, die eingestellte Erstattung 
von Visagebühren für Reisen Westdeutscher in die DDR wie- 
der aufzunehmen. 

B. Lösung 

Die Bundesregierung wird zu den Aufwendungen der Bundes- 
bürger im Laufe der Haushaltsberatungen 1974 Stellung neh- 
men. Da die Erstattung der Visagebühren ab 1. Juli 1973 ein- 
gestellt worden ist, reicht die bis jetzt zur Verfügung stehende 
Zeit für einen Bericht nicht aus. 

Der Haushaltsentwurf 1974 sieht eine Erstattung von Visa- 
gebühren in Höhe von 17,65 Millionen DM für Bürger der 
Bundesrepublik über 60 Jahre vor. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird 1974 mit Kosten in Höhe von 
17 650 000 DM für die Erstattung von Visagebühren belastet 
werden. 
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Drucksache 7/1007 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dübber 


Der Entschließungantrag — Drucksache 7/848 — 
wurde in der 46. Sitzung am 20. Juni 1973 feder- 
führend an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Durch den Entschließungsantrag sollte die Bun- 
desregierung aufgefordert werden zu berichten, 
welche Aufwendungen für Visagebühren den Bür- 
gern der Bundesrepublik entstanden sind, nachdem 
die Erstattungen ab 1. Juli 1973 eingestellt worden 
sind. Dazu hat die Bundesregierung ausgeführt, daß 
der Zeitraum zu kurz bemessen sei, um hierüber ef- 
fektiv berichten zu können. Das Bundesministerium 
der Finanzen hat mit Erlaß vom 15. Juni 1973 die 
Oberfinanzdirektionen im Grenzgebiet angewiesen, 
Visagebühren im kleinen Grenzverkehr an Bürger 


Bonn, den 14. September 1973 

Berichterstatter 

Dr. Dübber 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Drucksache 7/848 — für 


der Bundesrepublik, die über 60 Jahre alt sind, zu er- 
statten. Ein Bericht wird der Bundesminister der 
Finanzen bei den Haushaltsberatungen 1974 dem 
Haushaltsausschuß erstatten. 

Zu der Frage der Wiederaufnahme der Erstattung 
von Visagebühren für Reisen Westdeutscher in die 
DDR ist zu bemerken, daß im Haushaltsentwurf 1974 
im Kapitel 60 04 Titel 681 01 ein Ansatz in Höhe von 
17 650 000 DM vorgesehen ist. Bei der Beratung des 
Haushaltsentwurfs 1974 wird der Haushaltsausschuß 
dieses Problem erneut aufgreifen. Aus diesem 
Grunde hat der Haushaltsausschuß beschlossen, dem 
Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Antrag für 
erledigt zu erklären. 


erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. September 1973 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Dr. Dübber 

Berichterstatter 



